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Mindestlohnerhöhungen 2022  
Mindestlohn
Zum 1.7.2022 steigen die gesetzlichen 
Mindestlöhne bereits zum zweiten Mal 
von € 9,82 auf € 10,45. Der Betrag gilt 
pro Zeitstunde. Damit wird bei 40-stün-
diger Wochenarbeitszeit ab Juli 2022 
ein Brutto-Monatslohn von mindes-
tens (€ 10,45 x 174 Arbeitsstunden) 
= € 1.818,30 erreicht. Zum 1.10.2022 
steigt der Mindestlohn voraussichtlich 
erneut auf € 12,00 (vgl. Mindestlohn-
erhöhungsgesetz, Entwurf BT-Drucks. 
20/1408). Der monatliche Mindestlohn 
beträgt damit ab Oktober € 2.088,00.

Verdienstgrenzen für Minijobber
Die Geringfügigkeitsgrenze für Mini-
jobber beträgt derzeit noch € 450,00. 
Die Ampel-Koalition will aber die Mini-
job-Grenze auf € 520,00 anheben (vgl. 
Mindestlohnerhöhungsgesetz, Entwurf). 
Die neue 520-€-Grenze orientiert sich 
an einer Wochenarbeitszeit von zehn 
Stunden zu Mindestlohnbedingungen. 
Für die Einhaltung der Verdienstgren-
zen für Minijobber sind die Arbeitszei-
ten jeweils mit den Erhöhungen anzu-
passen. Möglich sind ab 1.7.2022  
(€ 450,00 dividiert durch € 10,45) 
= 43,06 Stunden und ab 1.10.2022  
(€ 520,00 dividiert durch € 12,00) = 
43,33 Stunden im Monat. 

Dokumentation
Bei Minijobbern muss die maximale 
Arbeitszeit im Arbeitsvertrag dokumen-
tiert sein. Sonst gilt nach § 12 des Teil-
zeit- und Befristungsgesetzes (TzBfG) 
eine Arbeitszeit von 20 Wochenstun-
den, was unter Berücksichtigung der 
neuen Mindestlohnbeträge und bei 
4,33 Wochen pro Monat regelmäßig 
zur Überschreitung der Geringverdie-
ner-Verdienstgrenzen führt.

Steuer-Billion im 
Visier 

Schätzungen zum 
Steueraufkommen 
Nach einer Vorlage des Bun-
desfinanzministeriums für den 
Arbeitskreis Steuerschätzung 
rechnet die Bundesregierung 
mit Mehreinnahmen für Bund, 
Länder und Kommunen von  
€ 232 Mrd. in den nächsten 
Jahren. Und in 2025 rechnet 
die Bundesregierung sogar mit 
einer Überschreitung der Billi-
onengrenze. Schätzungsweise  
€ 1.035 Mrd. sollen Bund, Län-
der und Kommunen im Jahr 
2026 einnehmen, so das Bun-
desfinanzministerium. Grund 
für die Mehreinnahmen sind  
u. a. hohe Unternehmensgewin-
ne und steigende Löhne. Die 
jüngst beschlossenen Entlas-
tungsmaßnahmen für die stei-
genden Energiepreise und die 
steigende Inflation sind aller-
dings noch nicht berücksichtigt. 

EU-Kritik
Die EU-Kommission übte in ih-
rem aktuellen Länderbericht 
Kritik an Deutschlands Steuer-
politik. Angesichts der zu er-
wartenden Steuer-Billion ist es 
nur sachgerecht, wenn die EU-
Kommission die Steuer- und 
Abgabenlast als zu hoch kriti-
siert. Deutschlands Steuerlast 
ist nach wie vor „mit am höchs-
ten unter allen EU-Staaten“ 
(Handelsblatt vom 24.5.2022  
Seite 6).

Steuerzahler-Gedenktag
Der Bund der Steuerzahler 
(www.steuerzahler.de) ermit-
telt jährlich den sogenannten 
Steuerzahler-Gedenktag. In 
2021 fiel dieser auf den 13. 
Juli. Von einem Euro verblie-
ben den Steuerpflichtigen nur 
47,1 Cent, also weniger als die 
Hälfte. Im aktuellen Jahr 2022 
dürfte sich der Gedenktag noch 
weiter nach hinten verschieben. 

Neun-Euro-Ticket 
Zuschüsse des Arbeitgebers 
Gemäß § 3 Nr. 15 Einkommensteuerge-
setz (EStG) sind Zuschüsse des Arbeit-
gebers für Aufwendungen des Arbeit-
nehmers für Fahrten mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln im Linienverkehr zwi-
schen Wohnung und erster Tätigkeits-
stätte steuerfrei, wenn diese zusätzlich 
zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn 
gezahlt werden. Das Gleiche gilt für die 
unentgeltliche oder verbilligte Nutzung 
öffentlicher Verkehrsmittel für Fahrten 
zwischen Wohnung und erster Tätig-
keitsstätte. Die Steuerfreiheit ist aller-
dings auf die tatsächliche Höhe der Auf-
wendungen beschränkt.

Sonderregelung für das 
Neun-Euro-Ticket 
Bezüglich der Beschränkung der 

Steuerfreiheit auf die tatsächliche Höhe 
der Aufwendungen stellt das Bundes-
finanzministerium (BMF) im Schrei-
ben vom 30.5.2022 (Az. IV C 5, S 
2351/19/10002 :007) auf die Jahresbe-
trachtung ab. Die Finanzverwaltung be-
anstandet es nicht, wenn Zuschüsse des 
Arbeitgebers die Aufwendungen des Ar-
beitnehmers für Tickets für öffentliche 
Verkehrsmittel für die Monate Juni, Juli 
und August 2022 übersteigen, soweit 
die Zuschüsse die Aufwendungen be-
zogen auf das Kalenderjahr 2022 insge-
samt nicht übersteigen. Soweit bezogen 
auf das Kalenderjahr 2022 insgesamt 
höhere Zuschüsse gezahlt werden, als 
der Arbeitnehmer Aufwendungen hatte, 
ist der Differenzbetrag als steuerpflichti-
ger Arbeitslohn zu behandeln.
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Besteuerung der Kapitaleinkünfte 
Neues BMF-Schreiben
Das Bundesfinanzministerium/BMF hat ein neues Schreiben zu 
den Einzelfragen zur Abgeltungsteuer herausgegeben (vom 
19.5.2022 V C 1, S 2252/19/10003 :009). Dieses neue Sch-
reiben löst das BMF-Schreiben vom 18.1.2016 ab. Ausweislich 
der Anwendungsregelungen (Rz 324 BMF-Schreiben) wurden 
Änderungen gegenüber dem Anwendungsschreiben 2016 
vor allem für die Randnummern (Rn.) 63, 111, 166, 280, 193 
und 131 vorgenommen. 

Gratisaktien
Weitgehend unverändert aus dem BMF-Schreiben aus 2016 
übernommen wurden die Besteuerungsregelungen für Kapi-
talerhöhungen aller Art. Maßgeblicher Anschaffungszeitpunkt 
bei Gratisaktien ist unverändert der Zeitpunkt der Anschaffung 
der Altaktien. Während bei inländischen Kapitalgesellschaften 
die Ausgabe von Gratisaktien durch Umwandlung von Rück-
lagen in Nennkapital nach § 207 ff Aktiengesetz nicht zu den 
steuerpflichtigen Einkünften zählt (§ 1 Kapitalerhaltungssteu-
ergesetz), ist bei in- und ausländischen Kapitalgesellschaften, 
bei denen die Kapitalerhöhung nicht dem deutschen Aktien-
gesetz (§ 207 ff AktG) entspricht oder nicht nachweisbar ist, 
die Zuteilung der Teilrechte oder der Gratisaktien als steuer-
pflichtiger Kapitalertrag zu versteuern (Besteuerung als Divi-
denden § 20 Abs 1 Nr. 1 Einkommensteuergesetz/EStG), vgl. 
Rn. 91 BMF-Schreiben).

Depotübertrag aus dem Ausland
Viele Kapitalanleger lösen im Zuge des automatischen Infor-
mationsaustausches ausländische Vermögensanlagen auf und 
lassen die Wertpapiere auf inländische Depots übertragen. 
Das BMF verlangt hier künftig in Rn 193, dass die Anschaf-
fungsdaten von einem ausländischen Institut nur dann von 

der neuen Inlandsbank übernommen werden dürfen, wenn 
das ausländische Institut versichert, „dass in den letzten 10 
Jahren vor dem Depotübertrag ins Inland weder ein Erbfall 
noch ein sonstiger unentgeltlicher Erwerb mit Übernahme der 
Anschaffungsdaten stattgefunden hat“. Die Neuregelung gilt 
ausweislich der Anwendungsregelung, Nichtbeanstandungs-
regelung (Rn. 324 ff) hinsichtlich der Versicherung des auslän-
dischen Instituts ab dem 1.1.2023. Anschaffungskosten kön-
nen generell nur von denjenigen Auslandsbanken übernom-
men werden, die in den in Rn 193 genannten Staaten ihren 
Sitz haben. In allen übrigen Fällen muss im Veräußerungsfall 
der eingelieferten Papiere die Ersatzbemessungsgrundlage 
angewendet werden. Dies führt im Regelfall zu einer hohen 
fiktiven Ertragsbesteuerung im Veräußerungsfall. 

AfA-Befugnis auch ohne Eigentum  

AfA-Berechtigung
Grundsätzlich kann ausschließlich derjenige Steuerpflichtige 
Abschreibungen (AfA) auf Wirtschaftsgüter vornehmen, der 
auch der bürgerlich-rechtliche Eigentümer ist. Eine AfA-Be-
rechtigung steht daneben auch dem „wirtschaftlichen Eigentü-
mer“ zu. Der wirtschaftliche Eigentümer ist derjenige, der die 
„tatsächliche Herrschaft über ein Wirtschaftsgut in der Weise“ 
ausübt, dass er den „Eigentümer im Regelfall für die gewöhnli-
che Nutzungsdauer von der Einwirkung auf das Wirtschaftsgut 
wirtschaftlich ausschließen kann“ (§ 39 Abs 2 Nr. 1 Satz 1 Ab-
gabenordnung/AO).

AfA-Befugnis ohne Eigentum
Tätigt ein Selbstständiger Aufwendungen für ein fremdes Wirt-
schaftsgut im eigenbetrieblichen Interesse, steht diesem un-
ter bestimmten Voraussetzungen eine AfA-Befugnis zu, auch 
wenn er weder rechtlicher noch wirtschaftlicher Eigentümer ist. 
Klassisches Beispiel ist die Errichtung eines Betriebsgebäudes 
auf fremdem Grund und Boden. Letzteres kommt vielfach unter 

Ehegatten vor. So errichtet nicht selten der eine Ehegatte auf 
dem Grundstück des anderen Ehegatten ein Betriebsgebäude. 
AfA-berechtigt ist in diesem Fall nicht der Grundstückseigen-
tümer-Ehegatte, sondern der Unternehmer-Ehegatte, der auch 
die Errichtungskosten (Eigenaufwendungen) getragen hat. 

Aktivierung
In seiner Buchführung aktiviert der Unternehmer-Ehegatte die 
Eigenaufwendungen für das Betriebsgebäude als Aufwands-
verteilungsposten wie ein unbewegliches materielles Wirt-
schaftsgut. Die AfA erfolgt nach der gewöhnlichen Gebäude-
Nutzungsdauer. Bei dem Aufwandsverteilungsposten handelt 
es sich um ein rechtstechnisches Instrument zur Umsetzung 
des Nettoprinzips. Der Aufwandsverteilungsposten enthält kei-
ne stillen Reserven. Daher kann der Nichteigentümer-Ehegatte 
auch nicht die erhöhte Abschreibung für Betriebsgebäude (3 
Prozent nach § 7 Abs.4 Satz 1 Nr. 1 Einkommensteuergesetz) 
vornehmen. 
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Mindestlohnerhöhungen 2022  
Mindestlohn
Zum 1.7.2022 steigen die gesetzlichen 
Mindestlöhne bereits zum zweiten Mal 
von € 9,82 auf € 10,45. Der Betrag gilt 
pro Zeitstunde. Damit wird bei 40-stün-
diger Wochenarbeitszeit ab Juli 2022 
ein Brutto-Monatslohn von mindes-
tens (€ 10,45 x 174 Arbeitsstunden) 
= € 1.818,30 erreicht. Zum 1.10.2022 
steigt der Mindestlohn voraussichtlich 
erneut auf € 12,00 (vgl. Mindestlohn-
erhöhungsgesetz, Entwurf BT-Drucks. 
20/1408). Der monatliche Mindestlohn 
beträgt damit ab Oktober € 2.088,00.

Verdienstgrenzen für Minijobber
Die Geringfügigkeitsgrenze für Mini-
jobber beträgt derzeit noch € 450,00. 
Die Ampel-Koalition will aber die Mini-
job-Grenze auf € 520,00 anheben (vgl. 
Mindestlohnerhöhungsgesetz, Entwurf). 
Die neue 520-€-Grenze orientiert sich 
an einer Wochenarbeitszeit von zehn 
Stunden zu Mindestlohnbedingungen. 
Für die Einhaltung der Verdienstgren-
zen für Minijobber sind die Arbeitszei-
ten jeweils mit den Erhöhungen anzu-
passen. Möglich sind ab 1.7.2022  
(€ 450,00 dividiert durch € 10,45) 
= 43,06 Stunden und ab 1.10.2022  
(€ 520,00 dividiert durch € 12,00) = 
43,33 Stunden im Monat. 

Dokumentation
Bei Minijobbern muss die maximale 
Arbeitszeit im Arbeitsvertrag dokumen-
tiert sein. Sonst gilt nach § 12 des Teil-
zeit- und Befristungsgesetzes (TzBfG) 
eine Arbeitszeit von 20 Wochenstun-
den, was unter Berücksichtigung der 
neuen Mindestlohnbeträge und bei 
4,33 Wochen pro Monat regelmäßig 
zur Überschreitung der Geringverdie-
ner-Verdienstgrenzen führt.

Steuer-Billion im 
Visier 

Schätzungen zum 
Steueraufkommen 
Nach einer Vorlage des Bun-
desfinanzministeriums für den 
Arbeitskreis Steuerschätzung 
rechnet die Bundesregierung 
mit Mehreinnahmen für Bund, 
Länder und Kommunen von  
€ 232 Mrd. in den nächsten 
Jahren. Und in 2025 rechnet 
die Bundesregierung sogar mit 
einer Überschreitung der Billi-
onengrenze. Schätzungsweise  
€ 1.035 Mrd. sollen Bund, Län-
der und Kommunen im Jahr 
2026 einnehmen, so das Bun-
desfinanzministerium. Grund 
für die Mehreinnahmen sind  
u. a. hohe Unternehmensgewin-
ne und steigende Löhne. Die 
jüngst beschlossenen Entlas-
tungsmaßnahmen für die stei-
genden Energiepreise und die 
steigende Inflation sind aller-
dings noch nicht berücksichtigt. 

EU-Kritik
Die EU-Kommission übte in ih-
rem aktuellen Länderbericht 
Kritik an Deutschlands Steuer-
politik. Angesichts der zu er-
wartenden Steuer-Billion ist es 
nur sachgerecht, wenn die EU-
Kommission die Steuer- und 
Abgabenlast als zu hoch kriti-
siert. Deutschlands Steuerlast 
ist nach wie vor „mit am höchs-
ten unter allen EU-Staaten“ 
(Handelsblatt vom 24.5.2022  
Seite 6).

Steuerzahler-Gedenktag
Der Bund der Steuerzahler 
(www.steuerzahler.de) ermit-
telt jährlich den sogenannten 
Steuerzahler-Gedenktag. In 
2021 fiel dieser auf den 13. 
Juli. Von einem Euro verblie-
ben den Steuerpflichtigen nur 
47,1 Cent, also weniger als die 
Hälfte. Im aktuellen Jahr 2022 
dürfte sich der Gedenktag noch 
weiter nach hinten verschieben. 

Neun-Euro-Ticket 
Zuschüsse des Arbeitgebers 
Gemäß § 3 Nr. 15 Einkommensteuerge-
setz (EStG) sind Zuschüsse des Arbeit-
gebers für Aufwendungen des Arbeit-
nehmers für Fahrten mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln im Linienverkehr zwi-
schen Wohnung und erster Tätigkeits-
stätte steuerfrei, wenn diese zusätzlich 
zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn 
gezahlt werden. Das Gleiche gilt für die 
unentgeltliche oder verbilligte Nutzung 
öffentlicher Verkehrsmittel für Fahrten 
zwischen Wohnung und erster Tätig-
keitsstätte. Die Steuerfreiheit ist aller-
dings auf die tatsächliche Höhe der Auf-
wendungen beschränkt.

Sonderregelung für das 
Neun-Euro-Ticket 
Bezüglich der Beschränkung der 

Steuerfreiheit auf die tatsächliche Höhe 
der Aufwendungen stellt das Bundes-
finanzministerium (BMF) im Schrei-
ben vom 30.5.2022 (Az. IV C 5, S 
2351/19/10002 :007) auf die Jahresbe-
trachtung ab. Die Finanzverwaltung be-
anstandet es nicht, wenn Zuschüsse des 
Arbeitgebers die Aufwendungen des Ar-
beitnehmers für Tickets für öffentliche 
Verkehrsmittel für die Monate Juni, Juli 
und August 2022 übersteigen, soweit 
die Zuschüsse die Aufwendungen be-
zogen auf das Kalenderjahr 2022 insge-
samt nicht übersteigen. Soweit bezogen 
auf das Kalenderjahr 2022 insgesamt 
höhere Zuschüsse gezahlt werden, als 
der Arbeitnehmer Aufwendungen hatte, 
ist der Differenzbetrag als steuerpflichti-
ger Arbeitslohn zu behandeln.
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Besteuerung der Kapitaleinkünfte 
Neues BMF-Schreiben
Das Bundesfinanzministerium/BMF hat ein neues Schreiben zu 
den Einzelfragen zur Abgeltungsteuer herausgegeben (vom 
19.5.2022 V C 1, S 2252/19/10003 :009). Dieses neue Sch-
reiben löst das BMF-Schreiben vom 18.1.2016 ab. Ausweislich 
der Anwendungsregelungen (Rz 324 BMF-Schreiben) wurden 
Änderungen gegenüber dem Anwendungsschreiben 2016 
vor allem für die Randnummern (Rn.) 63, 111, 166, 280, 193 
und 131 vorgenommen. 

Gratisaktien
Weitgehend unverändert aus dem BMF-Schreiben aus 2016 
übernommen wurden die Besteuerungsregelungen für Kapi-
talerhöhungen aller Art. Maßgeblicher Anschaffungszeitpunkt 
bei Gratisaktien ist unverändert der Zeitpunkt der Anschaffung 
der Altaktien. Während bei inländischen Kapitalgesellschaften 
die Ausgabe von Gratisaktien durch Umwandlung von Rück-
lagen in Nennkapital nach § 207 ff Aktiengesetz nicht zu den 
steuerpflichtigen Einkünften zählt (§ 1 Kapitalerhaltungssteu-
ergesetz), ist bei in- und ausländischen Kapitalgesellschaften, 
bei denen die Kapitalerhöhung nicht dem deutschen Aktien-
gesetz (§ 207 ff AktG) entspricht oder nicht nachweisbar ist, 
die Zuteilung der Teilrechte oder der Gratisaktien als steuer-
pflichtiger Kapitalertrag zu versteuern (Besteuerung als Divi-
denden § 20 Abs 1 Nr. 1 Einkommensteuergesetz/EStG), vgl. 
Rn. 91 BMF-Schreiben).

Depotübertrag aus dem Ausland
Viele Kapitalanleger lösen im Zuge des automatischen Infor-
mationsaustausches ausländische Vermögensanlagen auf und 
lassen die Wertpapiere auf inländische Depots übertragen. 
Das BMF verlangt hier künftig in Rn 193, dass die Anschaf-
fungsdaten von einem ausländischen Institut nur dann von 

der neuen Inlandsbank übernommen werden dürfen, wenn 
das ausländische Institut versichert, „dass in den letzten 10 
Jahren vor dem Depotübertrag ins Inland weder ein Erbfall 
noch ein sonstiger unentgeltlicher Erwerb mit Übernahme der 
Anschaffungsdaten stattgefunden hat“. Die Neuregelung gilt 
ausweislich der Anwendungsregelung, Nichtbeanstandungs-
regelung (Rn. 324 ff) hinsichtlich der Versicherung des auslän-
dischen Instituts ab dem 1.1.2023. Anschaffungskosten kön-
nen generell nur von denjenigen Auslandsbanken übernom-
men werden, die in den in Rn 193 genannten Staaten ihren 
Sitz haben. In allen übrigen Fällen muss im Veräußerungsfall 
der eingelieferten Papiere die Ersatzbemessungsgrundlage 
angewendet werden. Dies führt im Regelfall zu einer hohen 
fiktiven Ertragsbesteuerung im Veräußerungsfall. 

AfA-Befugnis auch ohne Eigentum  

AfA-Berechtigung
Grundsätzlich kann ausschließlich derjenige Steuerpflichtige 
Abschreibungen (AfA) auf Wirtschaftsgüter vornehmen, der 
auch der bürgerlich-rechtliche Eigentümer ist. Eine AfA-Be-
rechtigung steht daneben auch dem „wirtschaftlichen Eigentü-
mer“ zu. Der wirtschaftliche Eigentümer ist derjenige, der die 
„tatsächliche Herrschaft über ein Wirtschaftsgut in der Weise“ 
ausübt, dass er den „Eigentümer im Regelfall für die gewöhnli-
che Nutzungsdauer von der Einwirkung auf das Wirtschaftsgut 
wirtschaftlich ausschließen kann“ (§ 39 Abs 2 Nr. 1 Satz 1 Ab-
gabenordnung/AO).

AfA-Befugnis ohne Eigentum
Tätigt ein Selbstständiger Aufwendungen für ein fremdes Wirt-
schaftsgut im eigenbetrieblichen Interesse, steht diesem un-
ter bestimmten Voraussetzungen eine AfA-Befugnis zu, auch 
wenn er weder rechtlicher noch wirtschaftlicher Eigentümer ist. 
Klassisches Beispiel ist die Errichtung eines Betriebsgebäudes 
auf fremdem Grund und Boden. Letzteres kommt vielfach unter 

Ehegatten vor. So errichtet nicht selten der eine Ehegatte auf 
dem Grundstück des anderen Ehegatten ein Betriebsgebäude. 
AfA-berechtigt ist in diesem Fall nicht der Grundstückseigen-
tümer-Ehegatte, sondern der Unternehmer-Ehegatte, der auch 
die Errichtungskosten (Eigenaufwendungen) getragen hat. 

Aktivierung
In seiner Buchführung aktiviert der Unternehmer-Ehegatte die 
Eigenaufwendungen für das Betriebsgebäude als Aufwands-
verteilungsposten wie ein unbewegliches materielles Wirt-
schaftsgut. Die AfA erfolgt nach der gewöhnlichen Gebäude-
Nutzungsdauer. Bei dem Aufwandsverteilungsposten handelt 
es sich um ein rechtstechnisches Instrument zur Umsetzung 
des Nettoprinzips. Der Aufwandsverteilungsposten enthält kei-
ne stillen Reserven. Daher kann der Nichteigentümer-Ehegatte 
auch nicht die erhöhte Abschreibung für Betriebsgebäude (3 
Prozent nach § 7 Abs.4 Satz 1 Nr. 1 Einkommensteuergesetz) 
vornehmen. 

© Andrii Yalanskyi /stock.adobe.com

3www.steuerkoepfe.de



Zahlungstermine

Juli 2022

1. Grundsteuer bei jährlicher Fälligkeit 

*4. Ende der Schonfrist Grundsteuer

*11. Umsatzsteuer mtl. für Juni bzw. 
Mai mit Dauerfristverlängerung bei 
Sondervorauszahlung 1/11 Ab-
schlag 
Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag 
sowie Kirchenlohnsteuer für Juni

14. Ablauf der Zahlungsschonfrist für 
Umsatzsteuer, Lohn- und Kirchen-
lohnsteuer, Solidaritätszuschlag.  
Dies gilt nicht bei Barzahlung und 
Zahlung per Scheck

25. Zusammenfassende Meldung  
(Umsatzsteuer) 
Sozialversicherungsbeiträge Juli 
(Abgabe Beitragsnachweise) 

27. Sozialversicherungsbeiträge Juli 
(Fälligkeit der Beiträge)

* Verschiebung dieses Termins wegen Feiertag (§ 108 
Abs. 3 AO)

Ausländische Unterhaltsempfänger  
Neues BMF-Schreiben 
Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat ein aktualisiertes Schreiben zur Berücksichtigung 
von Aufwendungen für den Unterhalt von Personen im Ausland als außergewöhnliche Be-
lastung veröffentlicht (Schreiben vom 6.4.2022 - IV C 8 - S 2285/19/10002 :001). Unverän-
dert setzt die Finanzverwaltung eine Unterhaltsberechtigung des im Ausland wohnhaften 
Unterhaltsempfängers voraus (Randnummer (Rn.) 1 BMF-Schreiben, § 33a Abs. 1 Satz 1 und 
6 Einkommensteuergesetz/EStG).

Nicht zu berücksichtigende Unterhaltsempfänger
Nach Rn. 2 des BMF-Schreibens können Unterhaltszahlungen an ein Kind, für das ein An-
spruch auf Kindergeld oder den Kinderfreibetrag besteht, nicht berücksichtigt werden. Kein 
Steuerabzug kommt ebenfalls in Betracht für Geldleistungen an nicht dauernd getrennt le-
bende und nicht unbeschränkt einkommensteuerpflichtige Ehegatten des Steuerpflichtigen, 
an den geschiedenen oder dauernd getrennt lebenden Ehegatten oder an nicht nach deut-
schem Recht unterhaltsberechtigte Personen. 

Beweislasten
Die Beweislast für die Abzugsberechtigung von Leistungen an ausländische Empfänger 
trägt nach den Regeln der objektiven Beweislast (Feststellungslast) der Unterhaltsleistende, 
welcher die Steuerermäßigungen in Anspruch nehmen möchte. Einzelheiten zu den Nach-
weismöglichkeiten enthält das Schreiben in den Rn 13 ff.

Förderung von E-Autos  
Höhere Zuschüsse 
Die staatlichen Förderprogramme für E-Autos werden neu aufgelegt. Für reine E-Fahrzeuge 
mit einem Kaufpreis von maximal € 40.000,00 soll es nach den Plänen der Bundesregierung 
statt bisher € 6.000,00 nunmehr € 10.800,00 an Zuschuss geben. Addiert man den Zu-
schuss der Hersteller in Höhe von € 3.000,00 dazu (die Hersteller sollen den Bonus weiter 
bis 2027 gewähren), können Käufer von E-Autos mit € 13.800,00 an Prämien rechnen. Bei 
teureren Fahrzeugen mit einem Listenpreis bis € 60.000,00 soll es noch eine Prämie von  
€ 8.400,00 statt der bislang zugesagten € 5.000,00 geben.

Abwrackprämie
Darüber hinaus ist eine Abwrackprämie geplant. So müssen Käufer ab dem zweiten Halb-
jahr 2023 ein mindestens elf Jahre altes Verbrennerauto verschrotten, um noch die volle 
Förderung zu erhalten. Der Wert der Abwrackprämie könnte bei etwa € 1.500,00 liegen. 

Plug-in-Hybride
Eine weitere Förderung von Plug-in Hybriden ist derzeit offen. Fest steht, dass die Förderung, 
sollte sie weiter gewährt werden, halbiert werden dürfte auf € 2.250,00 beziehungsweise  
€ 1.875,00, abhängig vom Listenpreis. 

Anmerkung für Scheckzahler: Zahlungen per Scheck  
gelten erst drei Tage nach Eingang als geleistet.

Grundsteuer- 
statistik 2020 
Grundsteuereinnahmen
Das statistische Bundesamt hat vor Kur-
zem die Grundsteuereinnahmen der 
Städte und Gemeinden für 2020 veröf-
fentlicht. Insbesondere die Einnahmen 
aus der Grundsteuer B stiegen in 2020 
auf € 14,27 Mrd. Das ist der höchs-
te Stand überhaupt. Zum Vergleich: In 
2007 betrugen die Grundsteuer-B-Ein-
nahmen noch 10,36 Milliarden Euro (ht-
tps://de.statista.com/statistik/daten/stu-
die/830404/umfrage/einnahmen-aus-
der-grundsteuer/). 

Höhere Hebesätze 
Mitunter ein Grund für den starken An-
stieg der Grundsteuer sind die zahlrei-
chen Erhöhungen der Hebesätze durch 
die Gemeinden vor der Grundsteuerre-
form. Mit der ab 2025 zu erhebenden 
neuen Grundsteuer dürften sich die 
Steuereinnahmen weiter erhöhen.
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